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SG = Soldatengesetz 

s. o. = siehe oben 

sog. = sogenannte(s) 

SPD = Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

Spt. = September 

StGB = Strafgesetzbuch 

StghG = Gesetz über den Staatsgerichtshof 

StPO = Strafprozeßordnung 



Abkürzungsverzeichnis 

s. u. = siehe unten 

Süddt. = Süddeutsch(es) 

u. a. = unter anderem 

TJSPD = Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

usw. = und so weiter 

v. = von 

V = Verordnung 

VB1. = Verordnungsblatt 

Verf.  = Verfassung 

Verw. = Verwaltung 

VerwR - Verwaltungsrecht 

VGH = Verwaltungsgerichtshof 

vgl. = vergleiche 

v. M. = von Münch 

VO = Verordnung 

WDStRL = Veröffentlichungen  der Vereinigung der Deutschen 
Staatsrechtslehrer 

VwGO = Verwaltungsgerichtsordnung 

VwVfG = Verwaltungsverfahrensgesetz 

WPflG = Wehrpflichtgesetz 

WRV = Weimarer Reichsverfassung 

Würrt.-Bad. = Württemberg-Baden 

Württ.-Hohenz. = Württemberg-Hohenzollern 

z. = zum 

ZAkDR = Zeitschrift  der Akademie für Deutsches Recht 

z. B. = zum Beispiel 

ZDG = Zivildienstgesetz 

ZfP = Zeitschrift  für Politik 

ZgesStW = Zeitschrift  für die gesamte Staatswissenschaft 

zit. = zitiert 

ZPO = Zivilprozeßordnung 

ZRP = Zeitschrift  für Rechtspolitik 

z.T. = zum Teil 





Einführung 

Die Rechtsstellung des Individuums, sei es als Bürger, Ausländer oder 
Staatenloser, gehört im liberaldemokratischen Verfassungsstaat zu den 
wichtigsten Aspekten der Rechtsordnung. Ja, eine eigentümliche Gestaltung 
dieser Rechtsstellung macht den Staat überhaupt erst zum ,Verfassungs-
staat41, nämlich die rechtlich verbindliche Anerkennung einer Sphäre der 
freien Selbst- und Mitbestimmung des Bürgers im Gemeinwesen in Gestalt 
unveräußerlicher, unentziehbarer Menschenrechte und deren verfassungs-
rechtliche Transformation  in »Grundrechte' bzw. in Schranken einer andern-
falls ungehemmten staatlichen Kompetenzentfaltung. 

Historisch gesehen, reflektieren  die Menschen- und Grundrechte die leid-
volle Erfahrimg individueller und gesellschaftlicher Rechts- und Freiheits-
verluste; zugleich markieren sie aber auch die Konfliktpunkte, Kampflinien 
und den schließlichen Sieg des freiheitlichen Bürgerwillens über die sich 
anfänglich absolutistisch verstehende neuzeitliche, »souveräne' Staatsge-
walt2 . 

Im bisherigen Verlauf ihrer Geltung haben die Menschen- und Grund-
rechte innerhalb der Verfassungsstaaten, voran in jenen, die über einen ver-
fassungsgerichtlichen Grundrechtsschutz verfügen, außerordentlich starke 
und mannigfache Wirkungen in allen Bereichen des Gemeinwesens entfal-
tet. Denn ihrer Rechtsnatur nach sind sie nicht nur subjektive, gegenüber 
dem Staat und in gewissem Maße auch gegenüber gesellschaftlichen Kräften 
berechtigende Rechte des einzelnen, sondern mit ihrem institutionellen, ver-
fahrensrechtlichen  ,Überbau' prozessuale Instrumente und als Begrenzun-
gen der Staatsgewalt sowie als Wert- und Zielvorgaben und Formungs-
kräfte gesamtstaatlicher, politischer Entscheidung auch „Grundelemente 
objektiver Ordnung"3, einer Ordnung, die sie zugleich verwandeln und sta-
bilisieren. 

1 Kriele,  Einführung in die Staatslehre, S. 104ff.;  Stern,  Staatsrecht I., 2. Aufl., 
S. 79ff.;  Kägi,  Die Verfassung als rechtliche Grundordnung des Staates, S. 39ff.; 
48ff.;  Loewenstein,  Verfassungslehre,  S. 127ff.;  Scheuner,  Staatstheorie und Staats-
recht, S. 171 ff.;  Hesse, Grundzüge, S. 3ff.;  Schmitt,  Verfassungslehre,  S. 36ff. 

2 Kriele,  Einführung, S. 149 ff.;  ders.,  Zur Geschichte der Grund- und Menschen-
rechte, FS Scupin (1973), S. 187ff.;  Strzelewicz,  Der Kampf um die Menschenrechte, 
S. 16ff.;  94ff.;  Birtsch  (Hrsg.), Grund- und Freiheitsrechte im Wandel von Gesell-
schaft und Geschichte, S. 121 ff.;  Voigt,  Geschichte der Grundrechte, S. 12ff.;  Scheu-
ner,  Die rechtliche Tragweite, FS Huber, S. 139ff.;  Maier,  Die Grundrechte des Men-
schen im modernen Staat, S. 10ff.;  Schnur  (Hrsg.), Zur Geschichte der Erklärung der 
Menschenrechte (1964). 

3 Hesse, Grundzüge, S. 112 (Rdn. 279). 
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So ist es denn nicht verwunderlich, daß die Grundrechte zumal in der 
Bundesrepublik Deutschland nach den Erfahrungen mit dem Menschen-
rechtsnihilismus sowohl des Nationalsozialismus im »Dritten Reich', als 
auch des Stalinismus in der SBZ/DDR von Anfang an ein bevorzugter, ja 
zentraler Gegenstand staatsrechtswissenschaftlicher  Forschung und Dar-
stellung gewesen sind, so daß die Feststellung viel Wahres enthält, die heu-
tige Staatsrechtswissenschaft  sei zu einem wesentlichen Teil „Grundrechts-
wissenschaft" geworden4. 

A. Die Vernachlässigung der Pflichtendimension 
in der Staatsrechtslehre der Bundesrepublik 

Höchst auffällig  sticht davon das geringe Interesse, ja ihr lange Zeit 
anhaltendes Schweigen über die Pflichten des Menschen und Bürgers ab5. 
Das berührt um so eigenartiger, als einem jeden geläufig ist, daß sein 
Rechtsstatus nicht nur durch Rechte, sondern auch durch Pflichten konsti-
tuiert wird, durch Pflichten insbesondere, die ihn in verschiedenen Lebens-
altern, Lebenslagen und sozialen Rollen nach Dauer, Umfang und Intensität 
in unterschiedlichem Maße belasten und deren Gewicht unter der Be-
zeichnung , Grundpflichten'  besonders anzuerkennen, durchaus plausibel 
erscheint. 

I. Negative Konsequenzen aus der Entstehungsgeschichte 
des Grundgesetzes und Gegenpositionen 

Es sind mehrere eng miteinander zusammenhängende Gründe, welche 
dazu geführt  haben, daß die deutsche Staatsrechtswissenschaft  die Grund-
pflichten lange Zeit hindurch so „stiefmütterlich" 6 behandelt hat. 

4 So Randelzhof  er,  Die Pflichtenlehre bei Samuel  Pufendorf,  S. 10. 
5 Es war René Marcie,  der 1971 (Menschenpflichten, Intern. FS Verdross, S. 22Iff.) 

sich als erster intensiv Gedanken über den „Grund des Schweigens über die Pflich-
ten" (S.225-233) machte. Kernsätze daraus sind: „Der bescheidene Bedarf  nach dem 
Pflichtenproblem, die Dürre des Schrifttums als Antwort auf die geringe Nachfrage, 
erklären sich aus dem Werden der Menschenrechte in ihrer gegenwärtigen Form als 
subjektive öffentliche  Rechte." (S. 229). Und: „Obzwar kein Jurist vergißt, daß der 
Pflichtgedanke dem Rechtsgedanken immanent i s t , . . . regt sich Argwohn des Juri-
sten wider die Präponderanz der Pflicht im Rechtssystem. Das Recht wird als eine 
Ordnung verstanden, in der die Rechte, die Ansprüche, den Hauptakzent tragen, mag 
die Pflicht logisch den Vorrang genießen. Die Moral  wi rd indes als ein System  von 
Pflichten  gedeutet, wo der Gedanke des Anspruches untergeht." (S. 231) Mit diesen 
Sätzen leitete der Autor bereits 1968 seine Interpretation der Art. 29 und 30 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte ein. Vgl. Pflichten und Grenzen der Rechte, 
Journal der Internationalen Juristenkommission 1968, II, S. 65 ff.  (66). 

6 So der treffende  und daher zu Recht viel zitierte Ausdruck von Maunz,  den er an 
die Adresse der Grundgesetzverfasser  gerichtet hatte, der aber wohl mit größerer 
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Der wichtigste Grund ist unzweifelhaft  der, daß das Grundgesetz im 
Unterschied zur Weimarer Reichsverfassung7 und einigen Länderverfassun-
gen8 nur von Grundrechten,  nicht aber von Grundpflichten spricht und in 
seiner Urfassung nur an wenigen Stellen individuelle Pflichten erkennbar 
erwähnt, nämlich in Art. 5 Abs. 3 S. 2 GG (Treuepflicht des Hochschulleh-
rers), Art. 6 Abs. 2 GG (elterliche Erziehungspflicht),  Art. 12 Abs. 2 GG 
(herkömmliche Dienstleistungspflichten), Art. 14 Abs. 2 GG (Gemeinwohl-
pflichtigkeit des Eigentumsgebrauchs), Art. 25 S. 2; Art. 100 Abs. 2 GG 
(völkerrechtliche Pflichten für den einzelnen), Art. 33 Abs. 1 GG (staatsbür-
gerliche Pflichten), Art. 140 GG i.V.m. Art. 136 Abs. 1 WRV (bürgerliche 
und staatsbürgerliche Pflichten), Abs. 3 S. 2 (Pflichten)9. 

Mi t der Autorität seiner prominenten Beteiligung an der Erschaffung  des 
Grundgesetzes10 begründete Hermann  von Mangoldt  diesen Sachverhalt 
damit, daß der vom Parlamentarischen Rat zur Richtschnur genommene 
Grundsatz der unmittelbaren Geltung der Verfassungsbestimmungen keine 
andere Wahl gelassen habe11. Die Existenz von ,Grundpflichten'  im Sinne 
verfassungsrechtlich  normierter Individualpflichten wollte v.  Mangoldt 
nicht bestreiten12. 

Gleichwohl entstand, zumal angesichts der im Gegensatz zur Weimarer 
Reichsverfassung 13 aufgenommenen Schlüsselbestimmung des Art. 1 

Berechtigung an die Staatsrechtslehre zu richten wäre. Vgl. Deutsches Staatsrecht, 
1. Auflage (1951), S. 80 bis zur 23. Aufl. (1980), S. 117. Zippelius  hat in der 24. Aufl. 
(1982) den betreffenden  § 22 („Grundpflichten") völlig neu gestaltet (S. 164 - 167) 
und die bekannte Formulierung nicht übernommen. 

7 Siehe 1. Teil: C. I. 
8 Zu ihnen 1. Teil: E. 
9 Es zeugt bereits von der Unklarheit über den Begriff  der Grundpflichten, ζ. T. 

aber auch von der Oberflächlichkeit  bei der Behandlung dieses Gegenstandes in der 
Frühzeit der Bundesrepublik, daß die als solche bezeichneten Bestimmungen des GG 
selten übereinstimmten. Klein  hielt für „ausdrückliche" Pflichtbestimmungen ledig-
lich Art. 6 II ; 12 II; 14 I I GG, vgl. v.  Mangoldt  /  Klein,  Das Bonner Grundgesetz, 
S. 111/112. Maunz  nannte darüber hinaus noch Art. 5 III , 2 GG, Deutsches Staats-
recht, 3. Aufl., S. 78 ff.  Für Nawiasky  war Art. 5 III , 2 GG der „kümmerliche Rest" des 
Grundpflichtgedankens im GG. Vgl. Die Grundgedanken des Grundgesetzes, S. 33. 
Ebenso Pütz,  Allgemeines Staatsrecht und Bundesstaatsrecht (1950), S. 57. Hans 
Schneider  konnte überhaupt keine Pflichtvorschriften  im GG entdecken und meinte 
deswegen aufs Strafgesetzbuch zurückgreifen  zu müssen: Fünf Jahre Grundgesetz, 
S. 941. Nach Barzel  (Die verfassungsrechtliche  Regelung, S. 52) und Giese  (Grundge-
setz, 2. Aufl. 1951, S. 46 Anm. 5) war Art. 14 I I GG die einzige Grundpflichtbestim-
mung. Martens  nannte ebenfalls nur die Art. 6 II ; 12 I I und 14 I I GG, Grundgesetz und 
Wehrverfassung,  S. 33. 

10 v. Mangoldt  war Vorsitzender des mit der Erarbeitung der Grundrechte befaßten 
Grundsatzausschusses im Parlamentarischen Rat. Dazu unten 1. Teil: F. I.ff. 

1 1 Vgl. die 1. Aufl. seines Kommentars, Das Bonner Grundgesetz, S. 39; ders., 
Grundrechte und Grundsatzfragen,  AöR Bd. 75, S. 278. 

1 2 Dazu unten 1. Teil: F. III. 
1 3 Der Art. 1 I I I GG entsprechende Art. 107 des Entwurfes WRV fand keine Mehr-

heit. Dazu 1. Teil: C. I: 4. Anders aber verhielt es sich bei der Danziger Verfassung. 
Siehe 1. Teil: C. II. 


